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Macht NRW-CDU Weg frei für Exportstopp für Brennelemente? 
Anti-Atom-Initiativen fordern nun schnelle Einigung in Berlin 
 
Die NRW-CDU forderte am Mittwoch im Düsseldorfer Landtag in einem 
Entschließungsantrag überraschend genau wie SPD, Grüne, FDP und Piraten den 
sofortigen Exportstopp von Brennelementen aus Lingen an die belgischen AKW Tihange 
und Doel. Anti-Atom-Initiativen aus NRW begrüßen ausdrücklich diesen Sinneswandel des 
Aachener Landes- und Fraktionsvorsitzenden der NRW-CDU, Armin Laschet, der zugleich 
stellvertretender Vorsitzender der Bundes-CDU ist.  
 
Noch am Samstag hatte der Staatsekretär im Bundesumweltministerium, Jochen 
Flasbarth, erklärt, eine Änderung im Atomgesetz zur Schließung der beiden Atomfabriken 
in Lingen und Gronau würde am Veto des Koalitionspartners CDU scheitern. 
Herr Laschet müsste jetzt konsequenterweise mit seinem Einfluss auf die Bundespolitik 
auch den Weg für einen zügigen Exportstopp von Brennelementen aus Lingen freimachen. 
Das wäre ein enormer Schritt nach vorne. 
 
Die Anti-Atom-Initiativen aus NRW appellieren eindringlich, dass sich Herr Laschet und die 
NRW-CDU auf Bundesebene für seine Position stark macht und zusammen mit der NRW-
SPD diesen Exportstopp bei Umweltministerin Hendricks durchsetzt. An diesem Punkt 
sind sich inzwischen anscheinend alle Parteien im NRW-Landtag einig. 
Die Anti-Atom-Initiativen fordern deshalb eine schnelle Einigung der Großen Koalition auf 
einen Exportstopp von Brennelementen aus Lingen nach Belgien. 
 
Zweitens sollen alle Parteien im NRW-Landtag zeitnah auf eine schnelle Schließung der 
Brennelementefabrik in Lingen und der Urananreicherungsanlage in Gronau drängen. 
Damit würden der Landtag und die Bundesregierung endlich ihrer Verantwortung für den 
Schutz von Mensch und Umwelt gegen nukleare Bedrohungen gerecht. 
 
Zugleich werden alle Parteien im NRW-Landtag eingeladen, auf Landes- wie 
Bundesebene öffentlich zur Teilnahme an der größten Protestaktion gegen die AKW in 
Tihange und Doel aufzurufen und sich aktiv zu beteiligen, bei der es am 25. Juni eine 90 
km lange Menschenkette von Tihange über Lüttich und Maastricht nach Aachen geben 
wird.  
Informationen: https://www.chain-reaction-tihange.eu/de/  
 
 


